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Vorwort 

Der Band enthält eine Sammlung von kirchenrechtlichen und staatskir­
chenrechtlichen Beiträgen aus den letzten 25 Jahren. Sie betreffen vor allem 
die Rechtsstellung der Pfarrer und die kirchliche Gerichtsbarkeit, ferner die 
staatliche Gerichtsbarkeit in Kirchensachen, den Denkmalschutz im kirch­
lichen Bereich und die Religion in der Schule. Die meisten Beiträge sind aus 
Vorträgen hervorgegangen. Sie sind daher anlaß- und adressatenbezogen, 
aber doch auch von dem Bemühen getragen, die Probleme der jeweiligen 
Bereiche umfassend aufzubereiten. Daher wurden sie teilweise für die (er­
ste) Drucklegung ergänzt. Gesetzgebung, Literatur und Judikatur entspre­
chen zeitlich dem Stand der jeweiligen Erstveröffentlichung. Auf Nachträge 
wurde bewußt verzichtet.· 

Meinen Mitarbeitern an der Universität Konstanz danke ich für ihre Un­
terstützung bei der Drucklegung, insbesondere Herrn Rechtsreferendar 
Holger Dietrich, der auch das Sachverzeichnis angefertigt hat. 

Konstanz, im Februar 1998 Hartmut Maurer 
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1. Freiheit und Bindung kirchlicher Amtsträger 

Zur politischen Betätigung der kirchlichen Amtsträger, 
insbesondere der Pfarrer 

/ . Problematik und Abgrenzung 

Das Thema "Freiheit und Bindung kirchlicher Amtsträger" wurde in der 
letzten Zeit vor allem unter dem Aspekt der politischen Betätigung aktuell 
und soll auch im folgenden unter diesem Aspekt erörtert werden. Das allge­
meiner gefaßte Thema gibt den Bezugsrahmen ab, innerhalb dessen die kon­
krete Fragestellung zu untersuchen ist. 

Im Vordergrund der derzeitigen Diskussion steht die Mitgliedschaft ei­
niger Pfarrer und Pfarrkandidaten in der DKP.1 Das sind jedoch nur die be­
sonders signifikanten Fälle. Die weitgehende Politisierung unseres öffent­
lichen Lebens hat auch Theologie, Kirche und Pfarrerschaft erfaßt; sie 
dürfte sogar nicht unerheblich durch diese gefördert worden sein. Kirchen­
leitende Organe geben immer wieder Stellungnahmen zu politischen und 
gesellschaftlichen Problemen ab; eine beachtliche Zahl von Pfarrern strebt 
nach "politischem Engagement" . Damit stellt sich allgemein die Frage nach 
den Bindungen und Grenzen der politischen Betätigung kirch l licher 
Amtsträger. Diese Frage ist in erster Linie ein kirchlich-theologisches Pro­
blem; das gilt um so mehr, als die politische Aktivität oft gerade auch auf 
theologische Erwägungen gestützt wird. Die theologische und kirchliche 
Diskussion soll hier jedoch nicht aufgenommen werden. Es geht im folgen­
den nur darum, die rechtliche Problematik der politischen Betätigung 

Erstveröffentlichung: ZevKR Bd. 19 (1974) S. 30ff. (Vortrag auf der Mitarbeitertagung der 
Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht am 14. 4. 1973 in Heidelberg, vgl. den Tagungsbe­
richt von A. v. Campenhausen, ZevKR Bd. 18 (1973) S. 268 ff.). 

1 Vgl. dazu Schrey,Jakobiner in der Kirche?, LuthMH 1972, S. 279 f.; Reitz, Amtshilfe von 
links, Ev. Komm. 1972, S. 614 ff.; Werner, Pfarrer und Kommunisten, Blätter für deutsche und 
internationale Politik 1973, S. 1203 ff.; v. Kortzfieisch, Kleine Münze der Freiheit, LuthMH 
1973, S. 175f.; ders„ Kommunist und Pfarrer?, aaO. S. 225; Kirchenpräsident Helmut Hild, 
Stellungnahme vor der Synode, tw. abgedruckt in: Ev. Komm. 1973, S. 237 f. 
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kirchlicher Amtsträger zu analysieren und für die Lösung konkreter Streit­
fälle aufzubereiten. 

Die politische Betätigung kirchlicher Amtsträger ist kein Problem nur 
unserer Zeit. Es stellt sich vielmehr in jeder Epoche; aber es stellt sich auch 
in jeder Epoche wieder in neuer und besonderer Weise, da es jeweils durch 
die Verhältnisse im staatlich-politischen Bereich, durch die kirchlichen Vor­
stellungen sowie durch die Beziehungen zwischen Staat und Kirchen be­
stimmt wird. 

Die jeweiligen staatlich-politischen Verhältnisse entscheiden zunächst 
darüber, ob und in welcher Weise eine politische Betätigung kirchlicher 
Amtsträger überhaupt möglich ist. Daher ist zunächst ein Blick auf die poli­
tische Situation der Gegenwart zu werfen. Das Grundgesetz hat ein freiheit­
liches, demokratisch-parlamentarisches Staatswesen konstituiert, das unter 
den Bedingungen der modernen Massengesellschaft existiert. Ausgangs­
punkt ist die Volkssouveränität, d.h. die Staatsbürger haben das Recht und 
die Möglichkeit, durch Teilnahme an den allgemeinen Wahlen sowie durch 
politisches Tätigwerden das staatliche und gesellschaftliche Geschehen zu 
gestalten. Die verfassungsrechtlich gewährleistete Meinungsfreiheit ist das 
wesentliche Element der freiheitlichen Demokratie;2 sie anerkennt die be­
stehende Vielfalt der Meinungen und Interessen im politisch-gesellschaftli­
chen Bereich und gibt grundsätzlich jeder Meinung die Chance, sich zu arti­
kulieren, für sich zu werben und sich im Wettbewerb mit anderen durchzu­
setzen. In der modernen Massengesellschaft sind der politischen Wirksam­
keit des Einzelnen jedoch Grenzen gesetzt. Die eigene Meinung läßt sich in 
der Regel nur zusammen mit anderen zur Geltung bringen. Daher kommt 
den politischen Parteien sowie den verschiedenen Interessengruppen und 
sonstigen Verbänden erhebliche Bedeutung zu. Die politischen Parteien sit­
zen am Hebel der staatlichen Macht, wobei sich die tatsächliche Zugriffs­
möglichkeit nach den jeweiligen Mehrheitsverhältnissen richtet. Die Ver­
bände haben teilweise bereits institutionell garantierte Mitwirkungsrechte 
im staatlichen oder gesellschaftlichen Bereich. Ihr eigentliches Einflußge­
biet ist jedoch die öffentliche Meinung, die ihrerseits wieder nachhaltig auf 
die staatlichen Entscheidungsinstanzen einwirkt. Die poli 1 tischen Parteien 
und Verbände mediatisieren den Einzelnen, sie vermitteln ihm aber zugleich 
auch die Plattform für eigenes politisches Tätigwerden. 

In diesem Rahmen sind auch die politischen Äußerungen und Aktivitä­
ten der kirchlichen Amtsträger zu sehen. Der pluralistische Staat ist auch für 

2 Das wird vorn Bundesverfassungsgericht zu Recht immer wieder betont, vgl. BVerfGE 7, 
198 (208); 12, 113 (125); 20, 56 (97 f.); 26, 256 (265) u.a. 
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sie offen; er gibt auch ihnen die Möglichkeit, auf den allgemeinen politi­
schen Meinungs- und Willensbildungsprozeß einzuwirken. 

Die kirchlichen Amtsträger können - etwas verallgemeinernd und gewis­
se Überschneidungen außer acht lassend - in drei Gruppen eingeteilt wer­
den, nämlich erstens die Inhaber kirchenleitender Organe, zweitens die 
Pfarrer einschließlich der Pfarrvikare, Pfarrkandidaten usw., drittens die 
Kirchenbeamten und kirchlichen Angestellten.3 Status und Aufgaben der 
verschiedenen Amtsträger unterscheiden sich erheblich; daher ist auch die 
Frage der politischen Betätigung für jede dieser Gruppen besonders zu stel­
len und besonders zu prüfen. 

Die Stellungnahmen der kirchenleitenden Organe, also insbesondere der 
Bischöfe und der Kirchenleitungen, zu politischen oder gesellschaftlichen 
Fragen werden in der Öffentlichkeit als Äußerungen der Kirche selbst ange­
sehen und häufig von ihren Verfassern auch als solche abgegeben. Die poli­
tische Bedeutung solcher Stellungnahmen kann erheblich sein. Das zeigt 
sich, wenn man sie im Zusammenhang mit der öffentlichen Meinung und 
den Erkenntnissen der modernen Entscheidungstheorie sieht. Die kirchli­
chen Stellungnahmen - es sei nur an die Denkschriften zur Ostpolitik und 
zur Eigentumsfrage erinnert-wirken auf die öffentliche Meinung4 ein, prä­
gen diese u. U . mit und beeinflussen über diese wiederum die staatlichen 
und gesellschaftlichen Entscheidungsinstanzen. Ferner ist zu beach 1 ten, 
daß nach der modernen Entscheidungstheorie5 die Entscheidungen nicht in 

3 Hinzu kommen noch die Mitglieder der Synoden, der gewählten Vertretungen in den 
Kirchengemeinden (Kirchengemeinderäte, Kirchenvorstände usw.) und evtl. weiterer gewähl­
ter Vertretungskörperschaften. Sie unterscheiden sich, wenn man wieder gewisse Ausnahmen 
beiderseits außer acht läßt, von den oben genannten Gruppen vor allem dadurch, daß sie nur 
für eine bestimmte Zeit gewählt oder berufen werden, ehrenamtlich tätig sind und i.d.R. auch 
nur als Mitglieder eines kirchlichen Gremiums mitwirken. Für die Synodalen und sonstigen 
kirchlichen Amtsträger stellt sich ebenfalls die Frage nach dem Verhältnis von kirchlichem 
Amt und politischer Betätigung. Sie erhält sogar eine besondere Dimension, wenn in den 
kirchlichen Gremien Inhaber bedeutsamer politischer Ämter mitwirken (so etwa Bundesmi­
nister und Bundestagsabgeordnete in der EKD-Synode, Bürgermeister und Gemeinderatsmit­
glieder in den Kirchenvorständen). In diesen Fällen geht es aber genau genommen nicht um die 
politische Betätigung kirchlicher Amtsträger, sondern um die Fragen, ob und inwieweit poli­
tische Amtsträger in Synoden, Kirchenvorständen usw. mitwirken sollen. Diese Frage bedarf 
noch einer eigenen, sorgfältigen Untersuchung. 

4 Vgl. zur Bedeutung der öffentlichen Meinung etwa Scheuner, Pressefreiheit, VVDStRL 22 
(1965) S. 1 (20 ff.); Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
6. Aufl. 1973, S. 61f.,158 f.; Zippelius, Allgemeine Staatslehre, 3. Aufl. 1971, S. 111 ff.; BVerfGE 
8, 104 (112f.). 

5 Vgl. dazu etwa Luhmann, Theorie der Verwaltungswissenschaft, 1966, S.47ff.; Heinen 
und Naschold, Artikel "Entscheidungstheorie", in: Staatslexikon, 6. Aufl., 1. Erg.Bd., 1969, 
Sp. 689 ff. und 700 ff.; Naschold, Systemsteuerung, 2. Aufl. 1971, S. 30 ff.; Brohm, Die Dogma­
tik des Verwaltungsrechts vor den Gegenwartsaufgaben der Verwaltung, VVDStRL 30 (1972) 
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einem einmaligen Akt bestehen, sondern das Endprodukt eines oft langen, 
vielfach beeinflußbaren und beeinflußten Prozesses darstellen. Mittelbar 
über die öffentliche Meinung oder sogar unmittelbar können damit auch 
kirchliche Stellungnahmen in den Entscheidungsprozeß einfließen und auf 
diese Weise die Entscheidungen selbst mitgestalten. Auch unter diesem 
Aspekt ist es richtig, wenn die Kirche keine fertigen Lösungen präsentiert, 
sondern Entscheidungshilfen anbietet. 

Die Frage nach der kirchlichen Legitimität und Zulässigkeit solcher, von 
kirchenleitenden Organen verfaßten Stellungnahmen konzentriert sich dar­
auf, ob und unter welchen Voraussetzungen und mit welchem Inhalt die 
Kirche selbst solche Erklärungen abgeben darf und wer befugt ist, im Na­
men der Kirche zu sprechen. Die damit angeschnittene Problematik des 
Öffentlichkeitsauftrages der Kirche soll jedoch hier nicht weiter untersucht 
werden.6 

Die folgenden Überlegungen beschränken sich auf die zweite Gruppe, 
die Pfarrer.7 Nicht weiter behandelt werden somit auch die Kirchenbeamten 
und kirchlichen Angestellten. Für sie gelten jedoch die Ausführungen über 
die Pfarrer entsprechend- mit Ausnahme der für die Pfarrer allerdings gera­
de zentralen Konsequenzen, die sich aus dem Predigtamt ergeben.8 I 

S. 245 ff.; Schmitt Glaeser, Partizipation an Verwaltungsentscheidungen, VVDStRL 31 (1973) 
S. 179 (193 ff.) jeweils m.w.N. 

6 Vgl. dazu Conrad, Der Öffentlichkeitsauftrag der Kirche, 1964; Pirson, Artikel wÖffent­
lichkeitsanspruch", EvStL, 1966, Sp. 1390 ff.; ders„ ZevKR Bd. 17 (1972) S. 379 f.; Heinemann, 
Neue Fakten und Formen des politischen Engagements der evangelischen Kirche, Festschrift 
für Kunst, 1967, S. 232 ff.; Rieger, Vom Schweigen und Reden in der Kirche, Festschrift für 
Leihholz, 1966, Bd. 1, S. 557 ff.; ferner Denkschrift der EKD über wAufgaben und Grenzen 
kirchlicher Äußerungen zu gesellschaftlichen Fragen", abgedruckt im Kirchlichen Jahrbuch 
1970, S.118 ff. 

7 Die Pfarrvikare, Pfarrkandidaten usw. werden nicht besonders erwähnt. Grundsätzlich 
gilt für sie dasselbe wie für die Pfarrer. Da sie nicht auf Lebenszeit angestellt sind, ergeben sich 
einige dienstrechtliche Unterschiede, auf die aber nicht weiter eingegangen werden soll. 

8 Vgl. dazu Frank, Geschichte und neuere Entwicklung des Rechts der kirchlichen Beam­
ten, ZevKR Bd. Bd. 10 (1963/64) S. 264 (286), ferner die in einigen Kirchen erlassenen gesetzli­
chen Bestimmungen zur politischen Betätigung von Kirchenbeamten: 

In § 30 Kirchenbeamtengesetz der EKD heißt es: w(l) Dem Kirchenbeamten ist es mit 
Rücksicht auf seine Treuepflicht gegenüber der Kirche verboten, Körperschaften oder Perso­
nenvereinigungen anzugehören oder förderlich zu sein, deren Betätigung der Kirche abträglich 
ist. (2) Ob diese Voraussetzungen vorliegen, entscheidet die oberste Dienstbehörde." Dieser 
Bestimmung haben sich eine Reihe von Kirchen angeschlossen, vgl. § 36 Kirchenbeamtenge­
setz Bayern vom 27. 3. 1968 (ABl.EKD S. 167); §30 Kirchenbeamtengesetz Kurhessen-Wal­
deck vom 2. 12. 1955 (ABl.EKD 1956, S. 17); § 31 Kirchenbeamtengesetz EKU vom 11. 11. 1960 
(ABl.EKD 1961, s. 30), WO jedoch Abs. 2 wie folgt lautet: wDer Kirchenbeamte hat bei politi­
scher Betätigung die Mäßigung und Zurückhaltung zu üben, welche die Rücksichtnahme auf 
sein kirchliches Amt gebieten." Vgl. ferner § 31 a Kirchenbeamtengesetz Hessen-Nassau i.d.F. 
vom 22. 3. 1957 (ABl.EKD S.187). Die Inkompatibilität von Kirchenamt und parlamentari-
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Im Prinzip mögen sich politische Äußerungen der Pfarrer von solchen 
kirchenleitender Amtsträger nicht oder kaum unterscheiden. In der kon­
kreten Problemlage zeigen sich jedoch erhebliche Unterschiede. Auch der 
Pfarrer hat die Möglichkeit, auf den politischen Meinungs- und Willensbil­
dungsprozeß einzuwirken. Aber schon die Wirkung ist wesentlich gerin­
ger. Äußerungen einzelner Pfarrer werden in der Regel nicht mit der Kir­
che identifiziert, sondern allenfalls darauf geprüft, ob sie für die Haltung 
der Kirche typisch sind. Die Resonanz ist geringer, die Reichweite dürfte 
normalerweise auf den Gemeindebereich beschränkt sein.9 Gerade in die­
sem beschränkten Bereich können aber die Erklärungen zu politischen 
Fragen -wegen der Stellung und des Wirkens des Pfarrers in der "Öffent­
lichkeit" - erhebliche Bedeutung erlangen. Der Gemeindebereich ist zu­
dem viel sensibler als der von der Kirche insgesamt angesprochene Bereich, 
da hier persönliche Momente - bedingt durch die persönlichen Beziehun­
gen zwischen Pfarrer und Gemeindegliedern sowie den Gemeindegliedern 
untereinander - eine wesentliche Rolle spielen. Damit rückt der seelsorger­
liche Aspekt in den Vordergrund. 

Ferner erlangt die Frage, ob und inwieweit der kirchliche Amtsträger "als 
Privatmann" politisch aktiv werden darf, bei Pfarrern eine praktisch größe­
re und auch eigene Bedeutung. Beim kirchenleitenden Amtsträger geht es 
eigentlich nur darum, inwieweit er öffentliche Erklärungen "als Privat­
mann" abgeben darf, obwohl sie von der Öffentlichkeit als kirchliche Äuße­
rungen verstanden werden könnten. Beim Pfarrer geht es dagegen - wie die 
Praxis zeigt - ganz allgemein um die Frage, in welchem Umfang er von den, 
ihm als Staatsbürger offenstehenden, Möglichkeiten der politischen Betäti­
gung Gebrauch machen darf. 

Der Ausdruck "politische Betätigung" ist im weiten Sinn zu verstehen. 
Er umfaßt zunächst einmal alle (verbalen) Äußerungen zu politischen 
Fra 1 gen und Ereignissen, die auf den politischen Meinungs- und Willens­
bildungsprozeß einwirken und deshalb politische Relevanz besitzen; so­
dann politische Einzelaktionen, wie z.B. die Verteilung von Flugblättern, 
die Teilnahme an Demonstrationen oder die Organisierung von Veranstal­
tungen; ferner die mehr auf Dauer angelegte Unterstützung von politischen 
Parteien und anderen politischen Organisationen durch Mitgliedschaft, 

schem Mandat ist ebenfalls teilweise festgelegt, so Verordnung der EKD vom 8. 11. 1957 
(ABl.EKD S. 377); §§ 31 b und c Kirchenbeamtengesetz Hessen-Nassau, aaO; ferner die Kir­
chengesetze von Hannover, Braunschweig und Lübeck, aaO. (Fn. 45 und 47). 

9 Das gilt beispielsweise dann nicht mehr, wenn ein Pfarrer über Rundfunk oder Fernsehen 
die Allgemeinheit anspricht; aber auch in diesem Fall wird man seine Äußerungen nicht als sol­
che der Kirche ansehen. 
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Mitarbeit oder sonstige Förderung; und schließlich die Übernahme eines 
Mandats im Bundestag, in einem Landtag oder in einer kommunalen Ver­
tretungskörperschaft (Kreistag, Gemeindevertretung). Hierbei handelt es 
sich nicht um Alternativen, sondern ineinander übergreifende Betätigun­
gen, die -der Aufzählung folgend - an Intensität und Umfang zunehmen. 

Die rechtliche Zulässigkeit und die rechtlichen Grenzen der so umschrie­
benen weiten politischen Betätigung von Pfarrern ist auf zwei Ebenen zu 
prüfen, nämlich auf der kirchenrechtlichen und auf der staatskirchenrecht­
lichen Ebene. In kirchenrechtlicher Sicht sind zunächst die einschlägigen 
kirchengesetzlichen Regelungen heranzuziehen und dann von diesen aus 
die Bindungen des Amtes und die Rechte des Pfarrers in ihrem Verhältnis 
zueinander zu untersuchen. Im Hintergrund steht die Frage, inwieweit ein 
politisches Tätigwerden von Pfarrern mit den Aufgaben und dem Selbstver­
ständnis der Kirche vereinbar ist. In staatskirchenrechtlicher Sicht ist - aus­
gehend von dem staatsbürgerlichen Recht auf politische Betätigungsfreiheit 
- zu prüfen, ob für den Pfarrer die allgemeinen Grenzen dieser Freiheit gel­
ten oder ob die Grenzen weiter oder enger gezogen sind, ferner, ob der Kir­
che im Blick auf ihre Pfarrer bestimmte Verpflichtungen auferlegt sind. Lei­
tender Gesichtspunkt dieser Betrachtungsweise ist der Schutz der staatli­
chen Verfassungsordnung. 

Bevor auf diese beiden Problemkreise näher eingegangen wird, erscheint 
es zur Schärfung und zur Relativierung der Problemsicht nützlich, auf eini­
ge historische Aspekte hinzuweisen und die wenigstens bedingt vergleich­
bare Problematik im staatlichen Bereich, nämlich das Beamtenrecht, kurz 
darzustellen. 

II. Historische und vergleichende Aspekte 

1. Historische Aspekte 

Da es hier um die politische Betätigung der Pfarrer unter den Bedingun­
gen und Möglichkeiten des parlamentarisch-demokratischen Staates geht, 
ist es wenig sinnvoll, auf frühere Jahrhunderte zurückzugehen. Auch in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in der sich der Parlamentarismus 
durchzusetzen begann, liegen die Verhältnisse noch wesentlich anders J 

(konstitutionelle Beschränkung des parlamentarisch-demokratischen Prin­
zips, Verbindung von Staat und Kirchen in Gestalt des landesherrlichen Kir­
chenregiments). Immerhin sei erwähnt, daß der Ev. Oberkirchenrat der 
preußischen Landeskirche in jener Zeit eine ganze Reihe von Erlassen und 
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Rundschreiben zum politischen Verhalten von Geistlichen, insbesondere 
im Blick auf die sozialen Fragen und die sozialistische Bewegung, heraus­
gab.10, 11 Schon 1863 begann ein Erlaß mit der Feststellung: „Es ist in der 
letzten Zeit eine nicht unbedeutende Anzahl von Fällen an uns gelangt, wo 
das Verhalten von Geistlichen der evangelischen Landeskirche zu den poli­
tischen Fragen zu gerechten Bedenken Anlaß gab, oder wo Ausschreitun­
gen nach der einen oder anderen Seite stattfanden, so daß das Amt der Kir­
che in einer für dieselbe schädlichen Weise compromittirt wurde." 12 Die 
Erlasse und Rundschreiben forderten zur politischen Zurückhaltung auf, 
mahnten gelegentlich auch zur Aufgeschlossenheit gegenüber den neuen 
sozialen Problemen, waren aber insgesamt - mehr oder weniger deutlich -
durch die Sorge um die Erhaltung der bestehenden Ordnung motiviert.13 1 

Staatlicherseits sind während des Kulturkampfes in einigen Ländern Ge­
setze erlassen worden, die den Geistlichen und Kirchen u. a. untersagten, 
auf die politischen Wahlen Einfluß zu nehmen bzw. kirchliche Strafen oder 

1° Circular, betr. das Verhalten der evangelischen Geistlichkeit zu den politischen Wahlen 
vom 2. 4. 1862, AKBI. 1862, S. 459; Erlaß, betr. das Verhalten evangelischer Geistlicher zu den 
politischen Fragen vom 15. 1. 1863, AKBI. 1863, S. 89; Ansprache an die Geistlichen und Ge­
meinde-Kirchenräte der evangelischen Landeskirche, ihre Aufgaben gegenüber den aus der 
sozialistischen Bewegung entstandenen Gefahren betr. vom 20. 2. 1879, AKBI. 1879, S. 257; 
Ausschreiben, die socialdemokratische Bewegung betr. vom 17. 4. 1890, AKBI. 1891, S. 41; Cir­
cular-Erlaß, betr. die Beteiligung der Geistlichen der evangelischen Landeskirche an sozialpo­
litischen Agitationen vom 16. 12. 1895, AKBI. 1896, S. 122. -Auch in anderen Ländern kam es 
zu entsprechenden Erlassen, vgl. z.B. in Hessen: Ausschreiben des Oberconsistoriums, betr. 
die socialdemokratische Bewegung vom 3. 6. 1890, AKBI. 1891, S. 108; in Bayern: Erlaß des 
protestantischen Ober-konsistoriums zu München vom 12. 1. 1891, AKBI. 1891, S. 265. 

11 Es kam auch zu Disziplinarmaßnahmen. Erwähnenswert ist die Disziplinarentschei­
dung („Resolut") des preußischen Ev. Oberkirchenrats vom 6. 11. 1851, Aktenstücke aus der 
Verwaltung des Ev. Oberkirchenrats, Heft 3, 1852, S. 2 ff„ durch die die Amtsenthebung eines 
Pfarrers bestätigt wurde. Dem Pfarrer, der 1848 in die preußische Nationalversammlung ge­
wählt worden war, wurde vorgeworfen, er habe sich - zusammen mit der Mehrheit der Abge­
ordneten -der vom König angeordneten Verlegung der Nationalversammlung von Berlin nach 
Brandenburg widersetzt. Vgl. zum Anlaß E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. II, 
1960, S. 751 ff„ zu entsprechenden Verfolgungen von Beamten Rejewski, Die Pflicht zur politi­
schen Treue im preußischen Beamtenrecht (1850-1918), 1973, S. 54. - Großes Aufsehen erregte 
um die Jahrhundertwende der „Fall Blumhardt" (B. trat in die SPD ein und mußte daraufhin 
auf die Rechte des geistlichen Amtes verzichten, vgl. Jäckh, Christoph Blumhardt, 1950, 
s. 209 ff.). 

12 Erlaß vom 15. 1. 1863. Vgl. ferner z.B. den Erlaß vom 16. 12. 1895, wo insbesondere die 
„schon bei Studierenden und Kandidaten einsetzende Agitation" beklagt wird. 

13 Bei der Würdigung der Erlasse und Rundschreiben ist zu beachten, daß der preußische 
Ev. Oberkirchenrat zwar eine kirchliche Instanz war, aber dem Landesherrn (als summus epi­
scopus) unterstand. Das erklärt auch gewisse Schwankungen im Blick auf die sozialen Fragen, 
die denen der „offiziellen" Politik folgten, vgl. dazu kritisch Bredt, Neues evangelisches Kir­
chenrecht für Preußen, Bd. 2, 1922, S. 707 f.; ferner auch Kupisch, Quellen zur Geschichte des 
deutschen Protestantismus 1871-1945 (Taschenbuchausgabe), 1965, S. 14 ff.; Dahm, Der Staat 
und die Pastoren, Zf P 1966, S. 4 29 ( 4 36 ff.). 
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Zuchtmittel für den Fall anzudrohen, daß ein Kirchenmitglied sein Wahl­
recht ausübt oder nicht ausübt oder in einer bestimmten Weise ausübt. 14 Ein 
Teil dieser Gesetze blieb nach Beendigung des Kulturkampfes noch in 
Kraft.15 In diesen Zusammenhang gehört auch der bekannte „Kanzelpara­
graph", der 1871 als § 130 a in das Strafgesetzbuch aufgenommen und 1876 
erweitert wurde.16 Danach wurde den Geistlichen strafrechtlich verboten, 
„Angelegenheiten des Staates in einer den öffentlichen Frieden gefährden­
den Weise zum Gegenstand ihrer Verkündigung oder Erörterung" zu ma­
chen. Die Vorschrift ist erst im Jahre 1953 formell aufgehoben worden.17 
Praktisch hat sie keine große Bedeutung erlangt; als eine nur eine bestimmte 
Gruppe betreffende Sondervorschrift mußte sie jedoch als diskriminierend 
empfunden werden.18 

In der Weimarer Zeit, die hier mehr interessiert, wurde die politische 
Betätigung von Pfarrern zum aktuell bedrängenden kirchlichen Problem.19 

Als die Generalsynode der Ev. Kirche der altpreußischen Union 1920 mit 
einer Anfrage betr. parteipolitische Betätigung der Geistlichen befaßt 1 wur­
de, konnte sie - unter Hinweis auf einige, ihrer Auffassung nach maßgebli­
chen Gesichtspunkte - noch erklären, „daß es .. . nicht angezeigt erscheint, 
im allgemeinen zur parteipolitischen Tätigkeit der evangelischen Geistli­
chen Stellung zu nehmen", zumal darauf vertraut werden dürfe, „daß diese 
in den politischen Kämpfen der Gegenwart sich einer durch die Rücksicht­
nahme auf das geistliche Amt und auf die Gemeinde bedingten Haltung be­
fleißigen werden. "20 Das änderte sich gegen Ende der Weimarer Zeit. In die 

14 Vgl. z.B. Baden: Gesetz, die Bestrafung von Amtsmißbräuchen der Geistlichen betr. vom 
9. 10. 1870; §§ 16 b und c Gesetz, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine 
im Staat betreffend i.d.F. vom 19. 2. 1874; Hessen: Art. 9, 11, 12 Gesetz, den Mißbrauch der 
geistlichen Amtsgewalt betr. vom 23. 4. 1875; Preußen: §§ 3 und 3 Gesetz über die Grenzen des 
Rechts zum Gebrauch kirchlicher Straf- und Zuchtmittel vom 13. 5. 1873 - jeweils angegeben 
bzw. abgedruckt bei Zorn, Die wichtigsten neueren kirchenstaatsrechtlichen Gesetze Deutsch­
lands, Österreichs, der Schweiz und Italiens, 1876, S. 40, 50, 93 und 70. 

15 Vgl. Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechts, 6.Aufl. 
1909, S.325. - Zur Frage der "geistlichen Wahlbeeinflussung" vor 1918 (im Blick auf den 
Reichstag) auch Hatscheck, Das Parlamentsrecht des Deutschen Reiches, 1915, S. 557 f. 

16 Gesetze vom 10. 12. 1871 (RGBI. S. 442) und vom 26. 2. 1876 (RGBI. S. 25). 
17 Aufgehoben durch das 3. Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. 8. 1953 (BGBI. 1, 735). Vgl. 

dazu auch die Verhandlungen des Bundestages, 1. Wahlperiode, S. 13016 f. (Abg. Arndt) und 
13266 (Abg. Kopf) . 

18 Vgl. zum Kanzelparagraphen Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchenpoli­
tik, 1894, S. 361 ff.; Ruppel, Kanzelparagraph, in: RGG Bd. III (1959), Sp. 1132; Huber, Deut­
sche Verfassungsgeschichte, Bd. IV, 1969, S. 700 f. und 742 f. 

19 Dazu Dahm, Pfarrer und Politik, 1965, passim, insbes. S. 79 ff.; Schneider, Kirchliches 
Jahrbuch 1919ff.; ferner Schian, Evangelische Kirche und Politik, 1930, S. 51 ff. 

20 Beschluß der Generalsynode vom 20. 4. 1920, AKBI. 1920, S. 428. Vgl. ferner den Be­
schluß der Generalsynode betr. politische Neutralität der Kirche vom 24. 4. 1920, AKBI. 1920, 
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